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166 Fünfte Verordnung 


zur Abänderung der Verordnung betr. die Beſtellung eines Staatsbeauftragten für die Bau⸗ und 
Siedlungsgenoſſenſchaften vom 14. Januar 1936 (G. Bl. S. 31). 
Vom 24. Juli 1939. 

Auf Grund von $ 1 Ziffer 69 und 84 und 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlän- 
gernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

8 1 

Die Verordnung betr. die Beſtellung eines Staatsbeauftragten für die Bau⸗ und Siedlungsge⸗ 
noſſenſchaften vom 14. Januar 1936 (G. Bl. S. 31) wird wie folgt geändert: 

1. In 8 1 Abſ. 1, 2 und 3 werden hinter die Worte „Bau- und Siedlungsgenoſſenſchaften“ 
die Worte „ſowie Genoſſenſchaften, welche den Grundbeſitz und die Grundbeſitzverwaltung 
zum Gegenſtand haben“ eingefügt. 

2. S 4 Satz 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„Sie tritt mit dem Ablauf des 31. Dezember 1940 außer Kraft.“ 
8 2 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 24. Juli 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W 1/39 He. Greifer Huth 


167 Verordnung 
betr. Anderung der Branntweinſteuer⸗Befreiungsordnung vom 6. 9. 1909 in der Faſſung 
vom 13. 5. 1932. 
Vom 27. Juli 1939. 
8 1 
Im 8 15 Abſ. 4 und 5a der Branntweiniteuer-Befreiungsordnung werden „80 Gewichtsprozente“ 
durch „92,4 Gewichtsprozente“ erſetzt. 
8 2 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 27. Juli 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
FBR Greiſer Dr. Hoppenrath Rettelsky 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 17. 8. 1939). 
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168 Verordnung 
zur Sicherſtellung der jüdiſchen Wohlfahrtspflege im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
Vom 23. Juli 1939, 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 47 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Der durch die Verordnung zur Förderung und Sicherſtellung der jüdiſchen Auswanderung aus dem 
Gebiet der Freien Stadt Danzig vom 3. März 1939 (G. Bl. S. 89) gebildete Haftungs- und Gewährs⸗ 


verband wird zugleich zum Haftungs- und Gewährsverband für die Sicherſtellung der jüdiſchen Wohl⸗ 
fahrtspflege im Gebiet der Freien Stadt Danzig beſtimmt. 


8 2 
Die Haftung des Haftungs- und Gewährsverbandes erſtreckt ſich demzufolge auch auf alle Auf⸗ 
wendungen, die der Senat der Freien Stadt Danzig oder von ihm beauftragte Perſonen und Perſonen⸗ 
verbände ſowie die Gemeinden und Gemeindeverbände im Gebiet der Freien Stadt Danzig in Aus⸗ 
übung der Wohlfahrtspflege für jüdiſche Perſonen machen und ſeit dem 1. April 1939 gemacht haben. 


8 3 


Die Beſtimmungen der Verordnung zur Förderung und Sicherſtellung der jüdiſchen Auswanderung 
aus dem Gebiet der Freien Stadt Danzig vom 3. März 1939 (G. Bl. S. 89) ſowie der Durchfüh⸗ 
rungs⸗Verordnungen, die zu dieſer Verordnung ergangen ſind, finden auch inſoweit Anwendung, als es 
ſich um die Haftung des Haftungs- und Gewährsverbandes für die Aufwendungen der jüdiſchen Wohl⸗ 
fahrtspflege handelt. 


Danzig, den 28. Juli 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


FFz 155⁵⁰ b Greiſer Dr. Großmann Dr. Hoppenrath 
169 Verordnung 


zur Anderung der Verordnung über die Sicherung der Land bewirtſchaftung vom 
26. Auguſt 1936 (G. Bl. S. 343). 


Vom 28. Juli 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 65, 89 und des S 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 

Die Verordnung über die Sicherung der Landbewirtſchaftung vom 26. Auguſt 1936 (G. Bl. S. 343) 
wird wie folgt geändert: 

Der $ 1 Abſatz 1 erhält folgenden Zuſatz: 

Eine mangelhafte Bewirtſchaftung liegt insbeſondere auch dann vor, wenn die Eigentümer oder Ver⸗ 
pächter landwirtſchaftlicher Grundſtücke es unterlaſſen, die zur Bewirtſchaftung des Grundſtücks er⸗ 
forderlichen Gebäude zu errichten oder zu unterhalten, obwohl ihnen die Errichtung oder Unterhaltung zu⸗ 
gemutet werden kann. 

Artikel I 

Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 28. Juli 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
11; Greifer Rettelsky 


405 
170 Zweite Verordnung 


zur Anderung der Erbhofrechtsverordnung und der Erbhofverfahrensverordnung vom 15. Mai 1937 
(G. Bl. S. 370 u. S. 384) in der Faſſung der Verordnung vom 28. Februar 1939 (G. Bl. S. 121). 


Vom 28. Juli 1939. 


Auf Grund des $ 61 der Erbhofverordnung vom 15. Mai 1937 (G. Bl. S. 359) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel! 


Die Erbhofrechtsverordnung (ERV) vom 15. Mai 1937 (G. Bl. S. 370) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 28. Februar 1939 (G. Bl. S. 121) wird wie folgt geändert: 


1. Hinter $ 9 der Erbhofrechtsverordnung wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
„Ss 9a 
Feſtſtellung des Erbbrauchs 


(1) Der Senat kann feſtſtellen, daß beim Inkrafttreten des Geſetzes in einer Gegend: 
1. Alteſtenrecht Brauch geweſen iſt; 

2. Jüngſtenrecht Brauch geweſen iſt; 

3. Freie Beſtimmung des Anerben durch den Bauern üblich geweſen iſt; 

4, Anerbenrecht nicht Brauch geweſen iſt. 


(2) Die im Abſatz 1 vorgeſehene Feſtſtellung iſt im Staatsanzeiger zu veröffentlichen. 
Sie iſt von dem auf die Veröffentlichung folgenden Tage ab für die Gerichte bindend.“ 
2. Der Abſ. 1 des § 30 der Erbhofrechtsverordnung erhält folgende Faſſung: 


(1) „Ein Vertrag, durch den der Erbhof oder ein Teil des Erbhofs verpachtet wird, 
bedarf der Genehmigung des Anerbengerichts.“ 


3. „Der Abſ. 1 des $ 48 der Erbhofrechts verordnung erhält folgende Faſſung: 

(1) „Der im $ 21 Abſ. 7 der Erbhofverordnung vorgeſehene Vorrang der Tochter des 
Erblaſſers und der ſonſtigen Anerben der vierten Ordnung vor den Anerben der zweiten 
und dritten Ordnung gilt nur für den erſten und zweiten Erbfall nach dem Zeitpunkt, in 
dem die Beſitzung Erbhof geworden iſt. 

Bei Anwendung der Vorſchrift macht es keinen Unterſchied, ob die Söhne oder die 
Sohnesſöhne ſchon zu dem vorbezeichneten Zeitpunkt nicht vorhanden oder nicht bauern⸗ 
fähig waren oder erſt ſpäter weggefallen find. Einem Erbfall im Sinne des Satzes 1 ſteht 
es gleich, wenn der Erbhof durch Übergabevertrag übertragen wird.“ 


Artikel II 


Die Erbhofverfahrens verordnung (EHVfoO) vom 15. Mai 1937 (G. Bl. S. 384) wird wie folgt 
geändert: 


1. Im 8 2 Abſ. 5 der Erbhofverfahrensverordnung wird hinter dem erſten Satz der folgende 
Satz eingefügt: 


„Wird während der Amtszeit die Beſtellung neuer Beiſitzer erforderlich, ſo werden ſie nur für 
den Reſt der Amtszeit beſtellt; ſollte ein Beiſitzer abweichend hiervon über das Ende der 
Amtszeit hinaus beſtellt worden ſein, ſo erliſcht ſein Amt dennoch mit dem Ende der 
Amtszeit.“ 


2. Hinter § 23 der Erbhofverfahrensverordnung werden folgende Vorſchriften eingefügt: 


„Ss 23 a 
Rechtsmittel gegen Entſcheidungen über Verſorgungsſtreitigkeiten 


(1) Gegen eine Entſcheidung, die das Anerbengericht auf Grund des 8 32 der Erbhof- 
verordnung oder des $ 36 der Erbhofrechtsverordnung erläßt, findet die ſofortige Beſchwerde 
an das Erbhofgericht ſtatt, wenn der vom Anerbengericht oder von deſſen Vorſitzenden feſt⸗ 
geſetzte Geſchäftswert den Betrag von 300,— G überjteigt oder wenn das Anerbengericht 
die ſofortige Beſchwerde wegen der grundſätzlichen Bedeutung der Sache zugelaſſen hat. 


88000 5 * m | sericht kann 5 7 f 5 19, 8 4 
0 Deutung" der Sache zugelaſſen werde, nur in der 
At lich ergehenden beſonderen Beſchluß ausſprechen.“ 
N Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 28. Juli 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
| Greifer Rettels ly 


Druckfehlerberichtigung. 


In der Verordnung betreffend die Einführung eines Geſetzes über die Verwahrung und An- 
ſchaffung von Wertpapieren vom 21. Juli 1939 (G. Bl. S. 381) muß es heißen: 


r 


im 8. 168: „Die Formvorſchriften der 88 ....“ ſtatt „Die Formvorſchriften des I 
s Abf. Satz 2: „überſteigt dieſer Wert den ihm aus der Sondermaſſe gebührenden 
* Betrag“ ſtatt „Überjteigt dieſer Wert den ihm aus der Konkursmaſſe gebührenden Betrag“; 
3. im $ 34 Abſ. 2 Satz 2: „Ein beſonders ſchwerer Fall ...“ ſtatt „Ein befonders ſchwerer 
Falle ..“. K a un 
Danzig, den 2. Auguſt 1939. g 
1 Der Senat der Freien Stadt Danzig 
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